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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Roth, Reuschenbach, Dr. Jens, Junghans, 
Hoffmann (Saarbrücken), Urbaniak, Stiegler, Schluckebier, Wieczorek 
(Duisburg), Dr. von Bülow, Dr. Ehrenberg, Jung (Düsseldorf), Frau 
Dr. Martiny-Glotz, Dr. Mitzscherling, Rohde (Hannover), Frau Dr. Skarpelis-Sperk, 
Wolfram (Recklinghausen), Zeltler, Meininghaus, Sieler, Stockleben, Grobecker, 
Waltemathe, Brück, Frau Steinhauer, Liedtke, von der Wiesche, Menzel, 

Purps, Reschke, Toetemeyer, Lohmann (Witten), Grunenberg, Dr. Klejdzinski 
und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/578 — 


Sicherung der Arbeitsplätze in den Stahlstandorten 


A. Problem 

Die Situation auf dem europäischen und deutschen Stahl- 
markt bedroht eine hohe Zahl von Arbeitsplätzen in den 
Stahlstandorten. Unternehmen, Kommunen und Länder sind 
allein nicht in der Lage, die sich daraus ergebenden Probleme 
zu lösen bzw. notwendige Anpassungsmaßnahmen allein zu 
finanzieren. 


B. Lösung 

Einige Forderungen des Antrags sind bereits durch oder auf- 
grund nationaler und Gemeinschafts-Maßnahmen (der EG) 
realisiert. Notwendig erscheint weiterhin eine zügige Umset- 
zung der Umstrukturierungspläne und eine Ausweitung der 
Kooperation. 

Nach dem Auslaufen der gegenwärtigen Regelung am 31. De- 
zember 1985 sollen keine weiteren Subventionen und Quoten- 
regelungen zugelassen werden. Dies sollte durch eine Überar- 
beitung des EGKS-Vertrages abgesichert werden, um Umge- 
hungen des bereits bestehenden Subventionsverbots auszu- 
schließen. 
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Im Bereich der Europäischen Gemeinschaften können finan- 
zielle Mittel, die für die Subventionierung von Krisenbran- 
chen aufgewendet werden, gleichzeitig nicht für eine Neurege- 
lung der Einnahmen im Haushalt der EG zur Verfügung ste- 
hen. 

Die Stahlstandorte sollen bei den Verhandlungen im Pla- 
nungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ berücksichtigt werden. 


C. Alternativen 

Annahme des ursprünglichen Antrags mit zusätzlichen Maß- 
nahmen zur sozialen Flankierung und der Verpflichtung zur 
Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen sowie dem Ansatz zusätz- 
licher finanzieller Mittel im Einzelplan 11 des Bundeshaus- 
haltsplans. 


D. Kosten 

Für Bund und Länder entstehen nach dem im Ausschuß für 
Wirtschaft angenommenen Entschließungsantrag keine zu- 
sätzlichen Kosten. 

Mehrheit im Ausschuß 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Nach mehreren Jahren einer sich dramatisch zuspitzenden Krise der Stahlin- 
dustrie ist inzwischen eine spürbare Verbesserung bei den Rahmenbedingungen 
und der Auftragslage eingetreten. Seit dem Regierungswechsel sind wesentliche 
der vom Deutschen Bundestag und seinen Fraktionen geforderten Verbesserun- 
gen realisiert worden, um in der Bundesrepublik Deutschland eine beschäfti- 
gungs-, regional- und wettbewerbspolitisch ausgewogene Lösung der Stahlkrise 
und damit verbunden eine Neuordnung des gesamten europäischen Stahlmark- 
tes durchzuführen. 

1. Beschlüsse der Bundesregierung, des Deutschen Bundestages und des Bun- 
desrates 

— Stahlinvestitionszulagen-Änderungsgesetz, 

— Bereitstellung von Haushaltsmitteln zur Förderung der Umstrukturierung 
der Stahlindustrie, 

— Verlängerung der Kurzarbeiter- Regelung für Stahlarbeiter. 

Im Interesse einer nachhaltigen Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Stahlindustrie und der hier beschäftigten Arbeitnehmer wurden 
erhebliche öffentliche Mittel für deutsche Stahlunternehmen gewährt. Dabei 
wurde der Finanzierungsanteil des Bundes zugunsten der Länder auf zwei 
Drittel der Umstrukturierungsbeihilfe erhöht und damit eine wirksame Ent- 
lastung der besonders betroffenen Bundesländer ermöglicht. 

2. Beschlüsse auf den Tagungen des Europäischen Ministerrates 

— Verlängerung des Produktionsquotensystems bis Ende 1985 und damit 
zeitgleich mit dem Auslaufen des Subventionskodexes, 

— Sicherung des deutschen Marktanteils, 

— Verstärkung der Außenschutzmaßnahmen gegenüber Drittländern, 

— Vorbereitung eines Abkommens, das eine angemessene regionale Vertei- 
lung der Lieferungen aus Drittländern, keine Produktkonzentration und 
eine zeitliche Streckung vorsieht, 

— Einleitung der Genehmigungsverfahren für die fristgerecht eingereichten 
Umstrukturierungspläne der Unternehmen. 

3. Anstieg der Stahlnachfrage 

— Die wirtschaftliche Lage der Stahlunternehmen hat sich durch eine deut- 
liche Nachfrage Steigerung entspannt, ohne freilich schon eine durchgrei- 
fende und dauerhafte Verbesserung zu signalisieren. 

— Die Zuwachsraten bei der Nachfrage sind vor dem Hintergrund eines Tief- 
standes zu bewerten, so daß eine statistische Verzerrung auftritt. 

— Die gegenwärtigen Wechselkursrelationen begünstigen den Export von 
Stahlprodukten; diese Exporterleichterungen durch den Dollarkurs kön- 
nen freilich nicht als dauerhaft angesehen werden. 

Aufgrund dieser Fakten dürfen in eine verstärkte Nachfrage keine übertrie- 
benen Erwartungen gesetzt werden. 

4. Zusammenarbeit der Unternehmen findet in größerem Umfang statt 

— Hoesch und Salzgitter -}- Peine haben eine Rahmenvereinbarung über die 
Kooperation beschlossen, 

— Peine -f Salzgitter und Maxhütte verhandeln über die gemeinsame Nut- 
zung einer Verzinkungsanlage, 

— Maxhütte und Eschweiler Bergwerksverein haben den Austausch und die 
Rationalisierung ihrer Produktion vereinbart. 
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— Krupp und Klöckner haben die Zusammenlegung ihrer Schmiedeaktivitä- 
ten beschlossen, 

— Klöckner ist aufgrund nationaler und europäischer Vereinbarungen in die 
Quotendisziplin zurückgekehrt. 

Diese positiven Entwicklungstendenzen ändern allerdings nichts daran, daß 

nach wie vor — allerdings bei den einzelnen Unternehmen mit sehr unterschied- 
lichem Gewicht — erhebliche Unsicherheiten hinsichtlich der künftigen Ent- 
wicklung bestehen. 

Der Deutsche Bundestag erwartet 

1. eine zügige Umsetzung der Umstrukturierungspläne. Bei der Umstrukturie- 
rung der Stahlunternehmen sind neben dem notwendigen Kapazitätsabbau 
erhebliche Investitionen vorgesehen und notwendig. Die Stahlinvestitionszu- 
lagen in Höhe von 1,2 Mrd. DM sollen eine Gesamtinvestition in Höhe von rd. 
7 Mrd. DM ermöglichen; 

2. Wahrnehmung der Kooperationsmöglichkeiten über die bisherigen Ankündi- 
gungen hinaus. Der Deutsche Bundestag bekräftigt seine Überzeugung, daß 
unternehmensübergreifende Lösungen zur Bewältigung der Stahlkrise un- 
verzichtbar sind; 

3. eine konsequente Anwendung der europäischen Vereinbarungen, die der Er- 
kenntnis Rechnung trägt, daß Mittel, die für die Subventionierung von Kri- 
senbranchen auf gewendet werden, für die Neuregelung der finanziellen Ver- 
pflichtung der EG-Mitgliedsländer nicht zur Verfügung stehen können; 

4. die Beibehaltung der Fristen, die nach 1985 keine weiteren Subventionen und 
Quotenregelungen zulassen; 

5. eine Überarbeitung des EGKS- Vertrages, die nach Auslaufen des Subven- 
tionskodexes 1985 eine Umgehung des Subventionsverbotes nach EGKS-Ver- 
trag einschließt; 

6. die Berücksichtigung der Stahlstandorte bei Verhandlungen im Planungsaus- 
schuß der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur“. 


Bonn, den 8. Februar 1984 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Dr. Lammert 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Lammert 


I. Antrag 

Mit ihrem Antrag vom 9. November 1983 betreffend 
Sicherung der Arbeitsplätze in den Stahlstandorten 
(Drucksache 10/578) wollen die Abgeordneten Roth, 
Reuschenbach, Dr. Jens, Junghans, Hoffmann 
(Saarbrücken), Urbaniak, Stiegler, Schluckebier, 
Wieczorek (Duisburg), Dr. von Bülow, Dr. Ehren- 
berg, Jung (Düsseldorf), Frau Dr. Martiny-Glotz, Dr. 
Mitzscherling, Rohde (Hannover), Frau Dr. Skarpe- 
lis-Sperk, Wolfram (Recklinghausen), Zeitler, Mei- 
ninghaus, Sieler, Stockleben, Grobecker, Waltema- 
the, Brück, Frau Steinhauer, Liedtke, von der Wie- 
sche, Menzel, Purps, Reschke, Toetemeyer, Loh- 
mann (Witten), Grunenberg, Dr. Klejdzinski und die 
Fraktion der SPD die Bundesregierung auffordern, 
ein unternehmensübergreifendes Gesamtkonzept 
(zusammen mit Unternehmen, Gewerkschaften und 
Ländern) zu einer beschäftigungs-, regional- und 
wettbewerbspolitisch ausgewogenen Lösung der 
Stahlkrise und zur Erhaltung einer möglichst gro- 
ßen Zahl von Arbeitsplätzen vorzulegen. Sie verwie- 
sen hierbei auf die Vorschläge in der Sondersitzung 
des Ausschusses für Wirtschaft des Deutschen Bun- 
destages am 21. Februar 1983. 

Im einzelnen wurde in dem Antrag gefordert: 

1. Die Stahlinvestitionszulage sollte zur gleichmä- 
ßigeren Verteilung der haushaltsmäßigen Bela- 
stung für die Länder nach dem Ort der Be- 
triebsstätte erfolgen (vgl. Gesetzesantrag des 
Landes Nordrhein-Westfalen in BR-Druck- 
sache 313/83). 

2. Der wettbewerbsstärkenden Kraft von Investi- 
tionshilfen sollte gegenüber Abbaumaßnahmen 
wegen des Zwecks der Erhaltung einer mög- 
lichst großen Zahl von Arbeitsplätzen der Vor- 
rang eingeräumt werden. 

3. Der Bund sollte sich mit mindestens zwei Drit- 
teln an den stahlspezifischen Finanzierungshil- 
fen beteiligen. 

4. Die Gewährung von Investitions- und Umstruk- 
turierungshilfen sei auch an die Bedingung äu- 
ßerster Anstrengungen der Konzerne zur 
Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen außerhalb 
der Montanindustrie zu binden. 

5. Die Bundesregierung solle zusammen mit den 
Ländern ein umfassendes Strukturanpassungs- 
programm für die Regionen, die in besonderem 
Maße vom Strukturwandel bei Stahl betroffen 
sind, erarbeiten. 

6. Die im Rahmen des Sonderprogramms für 
Stahlstandorte für 1981 vorgesehenen Maßnah- 
men zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen 
außerhalb der Stahlindustrie sollten um die Ar- 
beitsmarktregionen Gelsenkirchen, Hagen und 
Siegen erweitert werden. 


7. In den betroffenen Arbeitsmarktregionen wird 
eine hinreichende Zahl von Schwerpunktorten 
und Förderpräferenzen von bis zu 20 v. H. der 
Investitionskosten angestrebt. 

8. Für die Förderung von Ersatzarbeitsplätzen 
und des Ausbaus wirtschaftsnaher Infrastruk- 
tur sollen ausreichende Haushaltsmittel des 
Bundes bereitgestellt werden. 

9. Ein unumgänglicher Personalabbau soll weiter 
durch von der EG und dem Bund finanzierte 
Sozialpläne flankiert werden. 

10. Im Einzelplan 11 des Bundeshaushaltsplans 
sollen 

— für Maßnahmen nach Artikel 56 Abs. 2 
EGKS-Vertrag (Herabsetzung der Alters- 
grenze unter 55 Jahre) 100 Mio. DM, 

— für Anpassungsschichten im Kohlebergbau 
320 Mio. DM und 

— für innerbetriebliche Umschulung und Fort- 
bildung 70 Mio. DM 

zusätzlich eingestellt werden. 


IL Zwischenzeitliche Entwicklung 

Durch zwischenzeitliche stahlpolitische Beschlüsse 
der Bundesregierung, durchgeführte und geplante 
Umstrukturierungsmaßnahmen der Stahlunterneh- 
men und Krisenmaßnahmen der Europäischen Ge- 
meinschaften — insbesondere durch die Beschlüsse 
der Tagungen des Ministerrats am 22. Dezember 
1983 und 26. Januar 1984 — sind verschiedene For- 
derungen der Antragsteller bereits realisiert. Dies 
gilt vor allem dadurch, daß der Finanzierungsanteil 
des Bundes zugunsten der Länder auf zwei Drittel 
der Umstrukturierungsbeihilfe erhöht wurde. Da- 
mit wird eine wirksame Entlastung der besonders 
betroffenen Länder ermöglicht. 

Nach Auffassung der Mehrheit des Ausschusses 
kann es jedoch nicht Aufgabe des Deutschen Bun- 
destages als nichtantragsberechtigtes Organ sein, 
die Aufnahme präzisierter Stahlstandorte in das 
Programm der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen WirtschaftsstruktuF* zu for- 
dern, zumal die genannten Städte vom antragsbe- 
rechtigten Land Nordrhein-Westfalen teilweise gar 
nicht zur Aufnahme in das Sonderprogramm für 
Stahlstandorte angemeldet worden sind. Die Mehr- 
heit ist weiterhin der Auffassung, daß die Schaffung 
von Ersatzarbeitsplätzen in erster Linie Aufgabe 
der Unternehmen und subsidiär der Länder ist. Die 
Bindung von Investitions- und Umstrukturierungs- 
hilfen an die Stahlindustrie an die Bedingung „äu- 
ßerster Anstrengungen der Konzerne zur Schaf- 
fung von Ersatzarbeitsplätzen außerhalb der Mon- 
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tanindustrie“ erscheint allerdings weder sinnvoll 
noch praktikabel. 

Die Mehrheit konnte sich auch nicht dazu ent- 
schließen, dem Antrag auf Einstellung zusätzlicher 
finanzieller Mittel zur sozialen Flankierung im Ein- 
zelplan 11 des Bundeshaushaltsplans zuzustimmen, 
und folgt damit der Stellungnahme des mitberaten- 
den Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung. Sie 
hat daher auch den ursprünglichen Antrag insge- 
samt abgelehnt, da er wesentliche Veränderungen 
der Stahlsituation in den letzten Monaten nicht be- 
rücksichtigt; der Antrag ist jedoch insoweit nicht 
erledigt, als nach wie vor erhebliche Probleme in 
den betroffenen Stahlstandorten bestehen. 

Der Ausschuß hat mehrheitlich festgestellt, daß 
nach mehreren Jahren einer sich dramatisch zu- 
spitzenden Krise der Stahlindustrie inzwischen 
eine spürbare Verbesserung bei den Rahmenbedin- 
gungen und der Auftragslage eingetreten ist. Seit 
Herbst 1982 sind nach Auffassung der Mehrheit we- 
sentliche der vom Deutschen Bundestag und seinen 
Fraktionen geforderten Verbesserungen realisiert 
worden, um in der Bundesrepublik Deutschland 
eine beschäftigungs-, regional- und wettbewerbspo- 
litisch ausgewogene Lösung der Stahlkrise und da- 
mit verbunden eine Neuordnung des gesamten eu- 
ropäischen Stahlmarktes durchzuführen. 

Hierfür waren mehrere Entscheidungen und Tatsa- 
chen ursächlich: 

1. Beschlüsse der Bundesregierung, des Deutschen 
Bundestages und des Bundesrates betreffend 

— Stahlinvestitionszulagen-Änderungsgesetz, 

— Bereitstellung von Haushaltsmitteln zur För- 
derung der Umstrukturierung der Stahlin- 
dustrie und 

— Verlängerung der Kurzarbeiter-Regelung für 
Stahlarbeiter. 

Im Interesse einer nachhaltigen Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Stahlin- 
dustrie und der hier beschäftigten Arbeitnehmer 
wurden erhebliche öffentliche Mittel für deut- 
sche Stahlunternehmen gewährt. Insbesondere 
wurde der bereits erwähnte Finanzierungsanteil 
des Bundes zugunsten der Länder auf zwei Drit- 
tel der Umstrukturierungsbeihilfe erhöht. 

2. Beschlüsse des Europäischen Ministerrates be- 
treffend 

— Verlängerung des Produktions-Quotensy- 
stems bis Ende 1985 und damit zeitgleich mit 
dem Auslaufen des Subventionskodexes, 

— Sicherung des deutschen Marktanteils, 

— Verstärkung der Außenschutzmaßnahmen 
gegenüber Drittländern, 

— Vorbereitung eines Abkommens, das eine an- 
gemessene regionale Verteilung der Liefe- 
rungen aus Drittländern, keine Produktkon- 
zentration und eine zeitliche Streckung vor- 
sieht, und 


— Einleitung der Genehmigungsverfahren für 
die fristgerecht eingereichten Umstrukturie- 
rungspläne der Unternehmen. 

3. Anstieg der Stahlnachfrage 

— Die wirtschaftliche Lage der Stahlunterneh- 
men hat sich durch eine deutliche Nachfrage- 
steigerung entspannt, ohne allerdings schon 
eine durchgreifende und dauerhafte Verbes- 
serung zu signalisieren. 

— Die Zuwachsraten bei der Nachfrage sind 
vor dem Hintergrund eines Tiefstandes zu 
bewerten, so daß eine statistische Verzer- 
rung auftritt. 

— Die gegenwärtigen Wechselkursrelationen 
begünstigen den Export von Stahlprodukten; 
diese Exporterleichterungen durch den Dol- 
larkurs können jedoch nicht als dauerhaft 
angesehen werden. 

Aufgrund dieser Fakten dürfen in eine ver- 
stärkte Nachfrage keine übertriebenen Erwar- 
tungen gesetzt werden. 

4. Eine Zusammenarbeit der Unternehmen findet 
in stärkerem Umfang statt: 

— Hoesch und Peine -f Salzgitter haben eine 
Rahmenvereinbarung über die Kooperation 
beschlossen. 

— Peine -f Salzgitter und Maxhütte verhandeln 
über die gemeinsame Nutzung einer Verzin- 
kungsanlage. 

— Maxhütte und Eschweiler Bergwerksverein 
haben den Austausch und die Rationalisie- 
rung ihrer Produktion vereinbart. 

— Krupp und Klöckner haben die Zusammenle- 
gung ihrer Schmiedeaktivitäten beschlossen. 

— Klöckner ist aufgrund nationaler und euro- 
päischer Vereinbarungen in die Quotendis- 
ziplin zurückgekehrt. 

Diese positiven Entwicklungstendenzen ändern 
allerdings nichts daran, daß nach wie vor — bei 
den einzelnen Unternehmen mit sehr unter- 
schiedlichem Gewicht — erhebliche Unsicher- 
heiten hinsichtlich der künftigen Entwicklung 
bestehen. Aus diesem Grund empfiehlt der Aus- 
schuß für Wirtschaft mit Mehrheit, dem Deut- 
schen Bundestag zu empfehlen, den vorgenann- 
ten Entschließungsantrag anzunehmen. In die- 
sem wird die Bundesregierung aufgefordert, alle 
Anstrengungen zu unternehmen, damit im Hin- 
blick auf eine längerfristige positive Entwick- 
lung die nach den genannten nationalen und Ge- 
meinschafts-Beschlüssen erforderlichen Maß- 
nahmen so zügig wie möglich durchgeführt wer- 
den. 


111. Stellungnahmen 
der mitberatenden Ausschüsse 

1. Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung 
am 25. Januar 1984 empfohlen, den ursprüngli- 
chen Antrag für erledigt zu erklären. Dies er- 
gebe sich aus der vom Haushaltsausschuß in 
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derselben Sitzung beschlossenen Entsperrung 
der Mittel bei Kapitel 09 02 Titel 683 23 und dem 
diesem Antrag zugrundeliegenden Bericht der 
Bundesregierung. 

2. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
sich in seiner Mitberatung auf das Kapitel „so- 
ziale Flankierung“ beschränkt. Er hat mit der 
Mehrheit der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP bei Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN 
vorgeschlagen, dem Deutschen Bundestag Ab- 
lehnung des ursprünglichen Antrags zu empfeh- 
len. 

3. Der Finanzausschuß hat auf eine formelle Mit- 
beratung verzichtet Anläßlich der Beratung des 
Stahlinvestitionszulagen-Änderungsgesetzes am 
24. November 1983 hat er eine Entschließungs- 
empfehlung angenommen, in der er die Auffas- 
sung teilt, daß eine Umstellung der Investitions- 
zulagegewährung in der Weise, daß die Zulage 
von dem Belegenheits- Finanz amt der Betriebs- 


stätte gewährt werde, nicht isoliert für die Inve- 
stition szulage für Investitionen in der Eisen- 
und Stahlindustrie vorgenommen werden sollte. 
Er hält jedoch die Gründe, die für eine entspre- 
chende Umstellung bei allen Investitionszulagen 
vorgetragen werden, insbesondere den Hinweis 
auf die Zerlegung der Körperschaftsteuer, für 
schwerwiegend. Deshalb hat er den Bundesmini- 
ster der Finanzen gebeten, bis zum 30. Septem- 
ber 1984 im Benehmen mit den obersten Finanz- 
behörden der Länder die Möglichkeit einer Um- 
stellung zu prüfen, im Ausschuß über das Ergeb- 
nis zu berichten und ggf. entsprechende Folge- 
rungen für die Gesetzgebung zu ziehen. Der Fi- 
nanzausschuß hat mit diesem Hinweis eine Mit- 
beratung des Antrags — Drucksache 10/578 — 
für seinen Bereich als gegenstandslos angese- 
hen. Der Ausschuß für Wirtschaft hat sich in der 
Diskussion der Bitte des Finanzausschusses des 
Deutschen Bundestages an den Bundesminister 
der Finanzen angeschlossen. 


Bonn, den 8. Februar 1984 


Dr. Lammert 

Berichterstatter 
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